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Haiti: Fluchtbewegungen nach Erdbeben
Als Reaktion auf das schwere Erdbeben am 12. Januar
versuchen immer mehr Haitianer, das Katastrophen-
gebiet um die Hauptstadt Port-au-Prince zu verlassen.
Während ein Teil der Menschen innerhalb des Landes
Schutz sucht, werden auch Fluchtbewegungen in die
benachbarte Dominikanische Republik sowie Ausrei-
seversuche auf dem Seeweg beobachtet. Die migra-
tionspolitischen Antworten der internationalen Ge-
meinschaft reichen von Aufnahmebereitschaft über
Abschiebestopps bis hin zu verstärkten Grenzkontrollen.

Hintergrund: Am 12. Januar hat ein schweres Erdbeben
den Süden der karibischen Republik Haiti erschüttert,
den gemessen am Pro-Kopf-Einkommen ärmsten Staat
der westlichen Hemisphäre. Es war das schwerste Erd-

beben in der Region seit über
200 Jahren. Die Zahl der
Opfer ist besonders hoch
durch die Nähe des Epizen-
trums zum Großraum der
Hauptstadt Port-au-Prince,
durch fehlende Präventions-
maßnahmen sowie die pre-
kären Wohnverhältnisse ei-
nes Großteils der Bevölkerung.

Bisher wurden rund
150.000 Tote geborgen,
Schätzungen der Vereinten
Nationen gehen von bis zu
200.000 Verletzten und bis
zu 1 Mio. Obdachlosen aus.
Nach Angaben des Interna-
tionalen Roten Kreuzes wa-
ren bis zu 3 Mio. Menschen
von dem Beben direkt be-
troffen, was einem Drittel der
Gesamtbevölkerung ent-
spricht. In Port-au-Prince
wurden etwa 70-80 % der
Gebäude zerstört, in anderen
Städten sogar bis zu 90 %.

Angesichts der mangel-
haften Infrastruktur und der
verheerenden Schäden kam
es zu Liefer- und Verteilungs-
problemen bei Hilfsgütern.
Außerdem erweist sich die
medizinische Versorgung
der Opfer als schwierig. Die
von den Betroffenen als hoff-
nungslos empfundene Lage

sowie Streit um Wasser und Nahrungsmittel führten
teilweise zu spontanen Gewaltausbrüchen sowie Plün-
derungen, auf die die Polizeikräfte auch mit Waffen-
gewalt reagierten. Medienberichten und internationalen

Beobachtern zufolge steigt die Zahl derer, die das
Katastrophengebiet verlassen bzw. versuchen, aus Haiti
auszureisen.

Binnenflüchtlinge: Bereits wenige Tage nach dem
Beben mehrten sich Berichte, nach denen tausende
Bewohner der Hauptstadt zu Fuß, in überfüllten Bussen
oder Booten die Stadt verließen. Ziel ist oftmals die
haitianische Provinz bzw. Orte, in denen Familienan-
gehörige leben. Bisher nahmen mindestens 130.000
Bewohner des Katastrophengebiets das Angebot der
Regierung an, kostenlos in andere Regionen der Insel-
republik gebracht zu werden.

Flughafen und Botschaften: Medienberichten
zufolge haben sich in den Tagen nach dem Beben lange
Schlangen sowohl am Flughafen von Port-au-Prince,
der von US-amerikanischen Streitkräften kontrolliert
wird, als auch vor verschiedenen Botschaften gebildet.
Tausende Haitianer mit Verwandten im Ausland, v. a.
in den USA, Kanada und Frankreich, versuchen ein
Visum zu erhalten.

Dominikanische Republik: Pläne der Interna-
tionalen Organisation für Migration zur Errichtung ei-
nes Flüchtlingslagers für bis zu 100.000 Opfer des Erd-
bebens stießen in der Dominikanischen Republik auf
Ablehnung. Politiker befürchten eine langfristige An-
siedlung der Flüchtlinge aus Haiti. Da Haiti zusam-
men mit der Dominikanischen Republik auf der Insel
Hispaniola liegt, ist das Nachbarland ein Hauptziel
haitianischer Flüchtlinge.

Zudem besteht seit Beginn des 20. Jahrhunderts
eine Tradition der temporären und auch dauerhaften
Migration von Haitianern in die Dominikanische Re-
publik. Während die Regierung in Santo Domingo von
insgesamt etwa 1 bis 2 Mio. Haitianern in der Domini-
kanischen Republik spricht, gehen Migrationsforscher
stattdessen von 250.000 bis 500.000 Haitianern aus,
die im Nachbarstaat leben.

Präsident Leonel Fernández (PLD, liberal) bekräf-
tigte, dass illegale Zuwanderung weiterhin nicht tole-
riert würde. Lediglich Schwerverletzte, Missionare,
Studierende und Arbeitsmigranten aus Haiti dürften
einreisen, so ein leitender Beamter der Einwanderungs-
behörde.

Karibik: An der jamaikanischen Ostküste, 200 km
südwestlich von Haiti, werden bereits Aufnahmeein-
richtungen für die Ankunft von haitianischen Boat-
people vorbereitet. Auch der Direktor der Einwande-
rungsbehörde der Bahamas Jack Thompson erklärte,
dass Abschiebungen nach Haiti ausgesetzt und Auf-
nahmeeinrichtungen für Flüchtlinge eingerichtet wür-
den. Auf den Bahamas, deren südlichste Inseln ca.
250 km von Haitis Nordküste entfernt sind, leben etwa
80.000 Haitianer.

USA: Die US-amerikanischen Behörden wollen an-
gesichts eines möglichen Exodus haitianischer Flücht-
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linge auf einen Notfallplan
(„Operation Vigilant Sen-
try“) zurückgreifen. Dem-
nach werden die Insassen
eines Abschiebezentrums
in Miami in andere Zen-
tren umverteilt, um Platz
für potenzielle Flüchtlinge
aus Haiti zu schaffen. Hai-
tianische Staatsbürger, die
sich bereits am Tag des
Erdbebens illegal in den
USA aufhielten, sollen
vorerst nicht abgeschoben
werden.

Die US-Regierung kün-
digte aber an, dass Neuan-
kömmlinge aus Haiti gene-
rell wieder zurückgeführt
werden. Auf hoher See auf-
gegriffene Haitianer sollen
zunächst zu dem auf Kuba
gelegenen US-Militärstütz-
punkt Guantánamo Bay ge-
bracht werden. Heimat-
schutzministerin Janet
Napolitano (Demokraten)
warnte haitianische Flücht-
linge in einer Ansprache
vor der lebensgefährlichen
Passage des etwa 1.000 km
langen Seewegs von Haiti
nach Florida. Gemäß dem
American Community Sur-
vey (vgl. MuB 8/09) leben

etwa 480.000 in Haiti geborene Zuwanderer in den
Vereinigten Staaten.

Kanada: Einwanderungsminister Jason Kenney
(Konservative) kündigte an, bis zu 5.000 Haitianer
durch ein beschleunigtes Verfahren zur Familienzusam-
menführung in Kanada aufzunehmen. Sie müssten
jedoch nachweisen, dass sie vom Erdbeben in „bedeu-
tendem Ausmaße betroffen“ seien. Das Eilverfahren gilt
für Ehepartner, Kinder, Eltern, Großeltern sowie ver-
waiste Kinder unter 18 Jahren, deren Verwandte in
Kanada leben. Die haitianische Diaspora in Kanada um-
fasst nach Angaben des kanadischen Statistischen Amtes
etwa 100.000 Personen.

Frankreich: Einwanderungsminister Éric Besson
(UMP, konservativ) kündigte die Aussetzung aller Ab-
schiebungen von Haitianern ohne legale Aufenthalts-
papiere an. In Frankreich, das von 1697–1804 Kolonial-
macht auf Haiti war, leben schätzungsweise rund 80.000
Haitianer. Außerdem werde Frankreich temporär haitia-
nische Flüchtlinge aufnehmen, die infolge des Erdbebens
medizinische Hilfe benötigen, sagte Besson.

Senegal: Der senegalesische Präsident Abdoulaye
Wade (PDS, liberal) erklärte, dass sich haitianische
Flüchtlinge dauerhaft im Senegal niederlassen könnten.
Wer „zu seinen Wurzeln zurückkehren“ wolle, würde
kostenlos Land im Senegal erhalten. Wenn haitianische
Flüchtlinge „in Massen kommen, sind wir bereit, ihnen
eine ganze Region zu geben“, so Wade. Die Vorfahren
vieler Haitianer stammen aus dem Senegal und wurden
vor Jahrhunderten als Sklaven auf die Insel gebracht.
Es ist allerdings zweifelhaft, ob Haitianer unter den
gegebenen Umständen den langen und kostspieligen
Weg in den Senegal antreten können. sta
Weitere Informationen: www.iom.int, www.unhcr.org/
4b55bec59.html, www.ifrc.org

2009 ist die Zahl der Asyl-
bewerber zum zweiten Mal
in Folge gestiegen. Dage-
gen sank der prozentuale
Anteil der positiven Asyl-
bescheide. Besonders viele
Anträge wurden 2009 von
Personen aus Afghanistan
gestellt.

Anfang Januar hat das Bun-
desinnenministerium (BMI)
die Asylzahlen für 2009
veröffentlicht. Demzufolge
stieg im vergangenen Jahr
die Zahl der Asylerstanträge
in Deutschland auf 27.649
(2008: 22.085, +25,2 %).
Die Zahl der Asylfolgean-
träge hingegen sank auf
5.384 (2008: 5.933, -9,2 %).
Bearbeitet und entschieden

hat das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) von Januar bis Dezember 2009 über insgesamt
28.816 Anträge (2008: 20.817, +38,4 %).

Deutschland: Mehr Asylbewerber,
weniger Bewilligungen

Den bemerkenswerten Anstieg der Asylbewerber-
zahlen erklären vor allem zwei Faktoren. Zum einen
ist die Zahl der Anträge von Irakern annähernd auf
dem hohen Niveau des Vorjahres geblieben, zum an-
deren kam es zu einem allgemeinen Anstieg der Asylan-
träge aus den bisherigen Hauptherkunftsstaaten.

Das wichtigste Herkunftsland der Asylbewerber in
Deutschland war auch im Jahr 2009 der Irak (2009:
6.538; 2008: 6.836, -4,4 %; siehe Tabelle S. 3). Bei
45 % der irakischen Asylbewerber handelt es sich um
Personen kurdischer Herkunft (2008: 43 %).

Während die Zahlen der Asylanträge afghanischer
Bürger zuletzt seit sieben Jahren rückläufig waren, sind
sie im Jahr 2009 sprunghaft angestiegen. Im Vorjahr
war Afghanistan in der Statistik der wichtigsten Haupt-
herkunftsländer lediglich an neunter Stelle geführt wor-
den; 2009 hat es sich zum zweitwichtigsten Herkunfts-
land der Asylantragsteller in Deutschland entwickelt
(2009: 3.375; 2008: 657, +414 %). Dies entspricht dem
internationalen Trend (vgl. MuB 6/09). Erklären könnte
dies sowohl die anhaltend schlechte Sicherheitslage in
Afghanistan als auch die Stärkung des Flüchtlings-
schutzes durch die deutsche und europäische Rechts-
sprechung, von der allerdings nicht nur Afghanen profi-
tieren (vgl. MuB 7/09, 4/09, 6/08).

Kurzmeldungen – Deutschland I

Einwohner mit Migrationshintergrund
Der Anteil der in Deutschland lebenden Per-
sonen mit Migrationshintergrund an der
Bevölkerung ist erneut gestiegen (vgl. MuB
10/08, 5/07, 5/06). Ende Januar teilte das
Statistische Bundesamt in Wiesbaden mit,
dass im Jahr 2008 15,6 Mio. der insgesamt
82,1 Mio. Einwohner Deutschlands einen
Migrationshintergrund hatten. 19 % der
Bevölkerung sind somit seit 1950 nach
Deutschland zugewandert oder Nachkom-
men von Zugewanderten (2007: 18,7 %,
2005: 18,3 %). Der prozentuale Anstieg
geht zum einen darauf zurück, dass die
Bevölkerung mit Migrationshintergrund
gegenüber 2007 durch Zuzug und Gebur-
ten um 155.000 angewachsen ist. Zu-
gleich ist die Bevölkerung ohne Migrations-
hintergrund um 277.000 auf 66,6 Mio. ge-
schrumpft. Von der Bevölkerung mit Mi-
grationshintergrund waren 2008 rund 7,3
Mio. Ausländer und 8,3 Mio. Deutsche.
www.destatis.de
Optimistischer Blick in die Zukunft
Laut einer repräsentativen Studie der Ber-
telsmann Stiftung, die Anfang Januar in
Gütersloh vorgestellt wurde, sehen 53 %
aller Menschen mit Migrationshintergrund
in Deutschland mit Hoffnung in die eigene
Zukunft. 36 % hatten Befürchtungen oder
waren skeptisch, 11% waren unentschie-
den. Zuwanderer aus der ehemaligen So-
wjetunion waren optimistischer als z. B. tür-
kischstämmige Migranten.
Nur 45 % der befragten Zuwanderer waren
der Meinung, Migranten würden in den
nächsten 10 Jahren mehr wichtige Posi-
tionen in Politik und Wirtschaft einneh-
men. Hier waren Türkischstämmige deut-
lich hoffnungsvoller als andere Migranten-
gruppen. Dies führen die Autoren darauf
zurück, dass es bereits einige Vorbilder gibt
(„Cem-Özdemir-Effekt“).
www.bertelsmann-stiftung.de
SPD: Öffnung gegenüber Migranten
Der neu gewählte SPD-Vorsitzende Sigmar
Gabriel bezeichnete es in einem Zeitungs-
interview Mitte Dezember 2009 als Fehler,
dass beim Bundesparteitag der SPD Mitte
November 2009 keine Person mit Migra-
tionshintergrund in die fast 50 leitenden
Funktionen der Partei gewählt worden ist.
Er betonte, dass die Partei sich gegenüber
Migranten öffnen wolle. Gabriel wollte dies
konkret im Arbeitsprogramm 2010, das am
18. Januar beschlossen wurde, umgesetzt
sehen. Dort wird die Beteiligung von Mi-
granten allerdings nicht konkret erwähnt.
Es wurde lediglich ein Arbeitskreis Migran-
ten unter der Leitung von Kenan Kolat, dem
Vorsitzenden der Türkischen Gemeinde in
Deutschland, gegründet. www.spd.de
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Die Türkei ist nun nur
noch drittwichtigstes Her-
kunftsland (2009: 1.429;
2008: 1.408, +1,5 %). Wie
schon 2008 gehörten auch
2009 etwa vier Fünftel der
türkischen Antragsteller zur
kurdischen Volksgruppe
(2009: 79 %, 2008: 78 %).

Im Vergleich zu den Er-
fahrungen aus den 1990er
Jahren liegen die Asylbe-
werberzahlen trotz des deut-
lichen Anstiegs auf einem re-
lativ niedrigen Niveau. An-
fang der 1990er Jahre lagen
die Asylanträge in der
Bundesrepublik bei etwa
200.000, und 1992 wurde
mit knapp 440.000 Anträgen
der Höchststand erreicht. Bis
2007 gingen die Zahlen mit
Ausnahme von 2001 stetig
zurück (vgl. MuB 1/07, 3/06,
1/06).

Die insgesamt 28.816
Asylentscheidungen des
BAMF in 2009 schlüsseln
sich prozentual wie folgt auf:
28,2 % aller Asylanträge
wurden gemäß der Genfer
Flüchtlingskonvention posi-
tiv beschieden (2008: 35 %).
Hierunter fallen 1,6 % Asyl-
berechtigte nach Art. 16a
GG sowie 26,6 % anerkann-
te Flüchtlinge (nach § 3
Asylverfahrensgesetz in Ver-
bindung mit § 60 Abs. 1
Aufenthaltsgesetz). Bei wei-
teren 5,6 % der Entschei-
dungen (2008: 2,7 %) ge-
währte das BAMF so ge-
nannten subsidiären Schutz,
d. h. Flüchtlingsschutz auf
der Basis der Europäischen
Menschenrechtskonvention.

Aus diesen Zahlen wird
deutlich, dass sich die Ge-
samtschutzquote in Deutsch-
land 2009 (33,8 %) im Ver-

gleich zum Vorjahr insgesamt um fast vier Prozent-
punkte verringert hat (2008: 37,7 %). 39,4 % aller
Anträge wurden im vergangenen Jahr abgelehnt, eine
deutliche Zunahme im Vergleich zum Vorjahr (2008:
32,5 %).

Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU)
sagte anlässlich der Veröffentlichung der Zahlen, dass
Asyl und Flüchtlingsschutz in Deutschland ein hoher
Stellenwert zukomme, wie die im internationalen Ver-
gleich hohe Schutzquote zeige. Außerdem beteilige
sich Deutschland an humanitären Aufnahmeverfahren,
um besonders hilfsbedürftigen Flüchtlingen in
Deutschland eine Zukunft zu bieten, sagte de Maizière
weiter. Als Beispiel nannte er die zugesagte Aufnahme
von 2.500 irakischen Flüchtlingen (vgl. MuB 10/08).

Aktuelle Zahlen des Europäischen Statistikamtes
Eurostat in Luxemburg zeigen, dass Deutschland im
Vergleich der Schutzquoten der EU- und EFTA-Staaten
für Januar bis September 2009 am Ende des oberen
Drittels lag.

Die Flüchtlingshilfsorganisation Pro Asyl kritisierte
die Asylbilanz der Bundesrepublik. Es sei nicht
nachvollziehbar und nicht akzeptabel, dass die so
genannte Gesamtschutzquote von 37,7 % auf 33,8 %
gesunken sei, auch wenn diese Quote im europäischen
Vergleich „relativ ansehnlich“ sei. Ferner kritisierte
Pro Asyl die deutsche Praxis, dass bei bereits anerkann-
ten irakischen Flüchtlingen zunehmend der gewährte
Flüchtlingsstatus widerrufen werde, so dass man „aner-
kannten Flüchtlingen mit Widerrufsentscheidungen
den Teppich unter den Füßen“ wegziehe. th
Weitere Informationen:
www.bmi.bund.de, www.proasyl.de, http://
epp.eurostat.ec.europa.eu

Asylbewerberzahlen aus den zehn wichtigsten Her-
kunftsländern 2008/2009, Veränderungen in % / absolut

2008 2009 in % absolut
Irak 6.836 6.538 -4,4 -298
Afghanistan 657 3.375 +413,7 +2.718
Türkei 1.408 1.429 +1,5 +21
Kosovo* 879 1.400
Iran 815 1.170 +43,6 +355
Vietnam 1.042 1.115 +7,0 +73
Russ. Föderation 792 936 +18,2 +144
Syrien 775 819 +5,7 +44
Nigeria 561 791 +41,0 +230
Indien 485 681 +40,4 +196
* Vergleich mit dem Vorjahr ist nicht möglich, da Serbien und
Kosovo erst seit Mai 2008 getrennt erfasst werden (zuvor
gemeinsam unter „Serbien“).  Quelle: BMI/BAMF

Deutschland: Anerkennung von
ausländischen Berufsabschlüssen

Dem deutschen Arbeitsmarkt gehen wertvolle Qua-
lifikationen verloren, da im Ausland erworbene
Berufsabschlüsse von Zuwanderern häufig nicht
anerkannt werden. Angesichts des drohenden Fach-
kräftemangels in den nächsten Jahren hat die
Bundesregierung im Dezember einen Eckpunkteplan
zur Verbesserung der Anerkennung von Berufsab-
schlüssen aus dem Ausland beschlossen.

Am 9. Dezember 2009 hat die Bundesregierung ein
Eckpunktepapier zur „Verbesserung der Feststellung
und Anerkennung von im Ausland erworbenen be-
ruflichen Qualifikationen und Berufsabschlüssen“ be-
schlossen. Bereits im Koalitionsvertrag von CDU, CSU
und FDP war ein gesetzlicher Anspruch auf ein trans-
parentes und nutzerfreundliches Anerkennungsverfah-
ren vorgesehen. Bis Mitte des Jahres soll ein Gesetz

Deutsche zieht es in Nachbarländer
Laut einem Bericht, den das Statistische
Bundesamt Mitte Dezember veröffentlicht
hat, lebten 2008 über eine halbe Million
Deutsche in den direkt angrenzenden
Nachbarländern. Allein in der Schweiz
lebten 203.000 Deutsche (+17 % im Ver-
gleich zu 2007) und 120.000 in Österreich
(+10 %). 2005 lebten in Frankreich 91.000
Deutsche, 2008 in Polen 12.000. Auch in
anderen europäischen Ländern gibt es be-
deutende deutsche Exilgemeinden. So leb-
ten 2008 in Spanien rund 182.000 Deut-
sche, in Großbritannien im Jahr 2005 rund
100.000 Deutsche. Die Zahl der Deutschen
hat sich in allen EU-Ländern, für die Daten
vorliegen, in den letzten fünf Jahren erhöht.
Ausnahme ist Rumänien, wo ihre Zahl ge-
ringfügig sank. www.destatis.de
Fortbildung für Imame gestartet
Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF), das Goethe-Institut und die
Türkisch-Islamische Union (Ditib) wollen
mit einem bundesweiten Modellprojekt zur
Fortbildung von Imamen die Integration von
Muslimen in Deutschland vorantreiben. Das
auf Empfehlung der Deutschen Islam-Kon-
ferenz entwickelte Programm startete am
10. Dezember 2009 mit 15 Imamen in Nürn-
berg. Hier und an acht weiteren Standorten
sollen in den nächsten 5 Jahren rund 130
Imame fortgebildet werden, damit diese In-
tegrationsprobleme von Muslimen besser
erkennen und Hilfe anbieten können. Auf
dem Lehrplan der berufsbegleitenden Kurse
stehen 500 Stunden Deutschunterricht
sowie zwölf Tage interkultureller und lan-
deskundlicher Unterricht. Einen engen
Bezug zu den Städten, in denen die Kurse
angeboten werden, soll es durch Besuche
und Hospitanzen in städtischen und kirch-
lichen Einrichtungen geben. Finanziert wird
das Programm vom BAMF, Ditib und vom
Goethe-Institut. www.bamf.de
Urteil: 5.000 Euro wegen Diskriminierung
Das Oberlandesgericht (OLG) Köln hat am
20. Januar der Klage eines Paares stattge-
geben, das bei der Wohnungssuche auf-
grund seiner afrikanischen Herkunft be-
nachteiligt wurde (Az. OLG Köln 24 U 51/
09). Im Laufe der Verhandlung hatte die
Hausverwaltung die Benachteiligung ein-
geräumt und muss nun eine Entschädi-
gung von rund 5.000 Euro zahlen. Die Stif-
tung „Leben ohne Rassismus“ und das
Gleichbehandlungsbüro (GBB) Aachen hat-
ten die Klage unterstützt. www.olg-
koeln.nrw.de/presse/l_presse/index.php

Kurzmeldungen – Deutschland II
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ausgearbeitet werden, das allen Zuwanderern einen
Rechtsanspruch auf ein Anerkennungsverfahren ihrer
Berufsabschlüsse gibt (vgl. MuB 6/09). Dieses Ge-
setz soll am 1. Januar 2011 in Kraft treten.

Hintergrund: Ein wichtiger Grund ist der drohende
Mangel an Fachkräften in Deutschland, der mit Hilfe

der qualifizierten Zuwande-
rer gemildert werden soll.
Laut dem Bundesverband
der Deutschen Industrie und
der Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberver-
bände fehlten 2009 bereits
60.000 Fachkräfte allein in
den Bereichen Mathematik,
Informatik, Naturwissen-
schaften und Technik. Bis
2017 könnten einer Studie
des Instituts zur Zukunft der
Arbeit aus dem Jahr 2007
zufolge allein bis zu 200.000
Ingenieure fehlen.

Laut Mikrozensus 2007
leben rund 2,8 Mio. Zuwan-
derer mit einem Berufsab-
schluss in Deutschland.
Ungefähr 800.000 davon
haben einen Studienab-
schluss und 1,8 Mio. eine
andere berufsqualifizie-
rende Ausbildung. Nach
Schätzung der Universität
Oldenburg sind bei den
deutschen Arbeitsverwal-
tungen ca. 500.000 Zuwan-
derer mit akademischen
Abschlüssen als „unquali-
fiziert“ gemeldet, d. h. ihr
Studienabschluss wird in
Deutschland nicht aner-
kannt.

Bisherige Regelung:
Bisher ist die Anerkennung
für verschiedene Migran-
tengruppen und Berufs-
gruppen unterschiedlich
geregelt. Spätaussiedler
haben grundsätzlich ein
Recht auf Anerkennung
ihrer Studien- und Berufs-
abschlüsse, nicht aber jüdi-
sche Kontingentflüchtlinge.
Teilanerkennungen sind
bisher nicht möglich. Im
Falle von regulierten Be-
rufen, d. h. Berufe, für die
man seine Qualifikation
staatlich anerkennen lassen
muss (z. B. Ärzte, Apothe-

ker, Rechtsanwälte), endet das Verfahren deshalb häu-
fig ohne eine Anerkennung.

EU-Bürger können bei einer Teilanerkennung in
einem regulierten Beruf eine Eignungsprüfung oder
Anpassungsqualifizierung absolvieren. Am schlech-
testen sind Angehörige von Drittstaaten gestellt, die
überhaupt kein Recht auf ein Anerkennungsverfahren

haben. Diese Personen und auch Bürger von EU-Staa-
ten mit unregulierten Berufen haben häufig Probleme,
Arbeitgeber mit ihren ausländischen Zeugnissen von
ihren Qualifikationen zu überzeugen (siehe auch
Online-Ausgabe).

Neuerungen: Im neuen Gesetz soll ein Anspruch
auf ein Anerkennungsverfahren für regulierte und
unregulierte Berufe für alle Zuwanderer festgeschrieben
werden. Entsprechen die Qualifikationen der jeweiligen
deutschen Berufsausbildung oder dem Studienabschluss,
soll eine Anerkennungsbescheinigung ausgestellt wer-
den. Sind die Qualifikationen dafür nicht ausreichend,
wird eine Teilanerkennung bescheinigt und es wird
dokumentiert, welche zusätzlichen Ausbildungsschritte
bis zur vollen Anerkennung notwendig sind.

Die Bundestagsfraktionen von Bündnis 90/Die Grü-
nen und SPD hatten sich dafür ausgesprochen, zusätzlich
einen Rechtsanspruch auf die notwendige Weiterbildung
gesetzlich zu verankern. Dies lehnte die Regierung ab.
Es ist aber vorgesehen, die Möglichkeiten zur Weiter-
bildung zu verbessern.

Zuständigkeit: Bisher liegt die Entscheidungshoheit
über die Anerkennung von im Ausland erworbenen
Abschlüssen bei den Bundesländern. Dort sind je nach
Beruf staatliche Stellen, Berufsverbände sowie Hand-
werks- und Handelskammern an der Festlegung der
Anerkennungskriterien beteiligt. In Zukunft wird nach
den Plänen der Bundesregierung die Entscheidung zwar
weiterhin bei den Bundesländern liegen, es sollen aber
bundesweit einheitliche Kriterien und Verfahren ver-
einbart werden. Zuwanderer sollen sich außerdem an
eine einzige Stelle wenden können, die sie durch das
gesamte Verfahren leitet. Nach Vorlage der nötigen
Unterlagen soll innerhalb von höchstens sechs Monaten
ein Bescheid über die (Teil-)Anerkennung erteilt
werden.

Reaktionen: Das Eckpunktepapier wurde sowohl
von Arbeitgeberseite als auch von Interessenvertre-
tungen von Zuwanderern vorwiegend positiv beurteilt.
Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag lobte
in einer Pressemitteilung den Vorstoß. Industrie- und
Handelskammern wollen mit ihrer Erfahrung bei der
Anerkennung ausländischer Abschlüsse die Gestaltung
des neuen Systems unterstützen, hoffen aber z. B. bei
der Einrichtung eines besseren Informationssystems auf
finanzielle Unterstützung vom Staat.

Die migrationspolitische Sprecherin der Linken
Sevim Dagdelen sagte, dass neben neuen rechtlichen
Grundlagen auch ausreichend personelle und finan-
zielle Mittel bereitgestellt werden müssten, um zügige
Anerkennungsverfahren zu gewährleisten.

Dr. Martina Müller, Co-Autorin der Studie „Brain
Waste. Die Anerkennung von ausländischen Qualifi-
kationen in Deutschland“, beurteilte die Eckpunkte
positiv. Sie hob hervor, dass die Möglichkeit der Teilan-
erkennung ausländischer Qualifikationen es zulasse, die
Anerkennung mit nötigen Weiterbildungsmaßnahmen
zu verknüpfen. Es sei hervorzuheben, dass in Zukunft
die Qualifikation nicht mehr pauschal nach Herkunfts-
land und Ausbildungszweig, sondern die Anerkennung
bei jedem Zuwanderer individuell beurteilt werden
solle. Barbara Bils, Osteuropawissenschaftlerin und
Volkswirtin, Vilnius
Weitere Informationen:
www.bmas.de, www.bundesregierung.de,
www.leipzig.ihk.de, www.migranet.org

EU: Rat nimmt Stockholmer Programm an
Auf seiner Sitzung am 10./11. Dezember
2009 hat der Europäische Rat in Brüssel das
von der schwedischen Ratspräsidentschaft
entwickelte „Stockholmer Programm“ an-
genommen (vgl. MuB 6/09, 7/09). Darin
wurden u. a. die Leitlinien für die gemein-
schaftliche Asyl- und Migrationspolitik bis
2014 festgelegt. Schwerpunkte sind Rege-
lungen zur befristeten Einwanderung, eine
engere Zusammenarbeit bei der Aufnahme
von Flüchtlingen und Asylbewerbern, ein
Neuansiedlungsprogramm sowie die Be-
kämpfung illegaler Zuwanderung durch ei-
ne Stärkung der Grenzschutzbehörde Fron-
tex. Bis Juni 2010 muss die Europäische
Kommission einen konkreten Aktionsplan
für die rechtliche Umsetzung des Pro-
gramms vorlegen. NGOs wie die britische
Bürgerrechtsorganisation Statewatch und
Pro Asyl kritisierten die Schwerpunktset-
zung des Programms auf sicherheitspoli-
tische Aspekte und forderten, gegen völ-
kerrechtswidrige Zurückweisungen oder
willkürliche Inhaftierungen vorzugehen.
www.se2009.eu, www.proasyl.de,
www.statewatch.org/future-group.htm
Frankreich: Kommission für Burka-Verbot
Eine Enquête-Kommission des französi-
schen Parlaments hat am 26. Januar das
Verbot des öffentlichen Tragens von Voll-
verschleierungen gefordert. Die Kommis-
sion war Mitte 2009 beauftragt worden zu
prüfen, ob ein Verbot sinnvoll ist (vgl. MuB
6/09). In ihrem Bericht empfiehlt diese
nun, die Vollverschleierung in öffentlichen
Einrichtungen wie Behörden, Krankenhäu-
sern oder Verkehrsmitteln per Gesetz zu
verbieten. Für ein generelles Verbot auf dem
gesamten Staatsgebiet fand sich dagegen
keine Mehrheit.
Die Kommissions-Mitglieder der Sozialisti-
schen Partei (PS) waren der Abstimmung
ferngeblieben. Sie warfen der Regierung vor,
den Bericht im Rahmen ihrer nationalen
Identitätskampagne zu instrumentalisieren
(vgl. MuB 9/09). Es ist unklar, inwiefern die
Empfehlungen von der Regierung umge-
setzt werden.
www.assemblee-nationale.fr/13/
commissions/voile-integral/voile-
integral-20100126.asp
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Studie in europäischen Großstädten: Muslime werden
stärker diskriminiert

Muslime in Europa sind zunehmend Diskriminie-
rungen ausgesetzt, obwohl sich die meisten mit der
Stadt und dem Land, in dem sie leben, identifizieren.
Dies geht aus einer Studie des Open Society Institute
hervor, die Mitte Dezember in London vorgestellt wur-
de. Muslime in elf europäischen Großstädten wurden
zu ihrer Lebenssituation befragt, unter anderem auch
in Berlin und Hamburg.

In der Studie „Muslims in Europe: A Report on 11 EU
Cities“ des Open Society Institute geht es um die poli-
tische, soziale und wirtschaftliche Partizipation von

Muslimen auf lokaler, natio-
naler und europäischer Ebe-
ne. Der Studie zufolge leben
15 bis 20 Mio. Muslime in
der EU, hauptsächlich in den
großen Metropolen und In-
dustriestädten. Bis 2025 wer-
de sich ihre Zahl voraussicht-
lich verdoppeln.

Grundlage der nicht-re-
präsentativen Studie waren
rund 2.200 persönliche In-
terviews mit 1.110 Muslimen
und 1.089 Nicht-Muslimen
im Zeitraum von Januar
2008 bis Juni 2009. Die elf
ausgewählten Städte waren
Amsterdam, Rotterdam,
Antwerpen, Berlin, Hamburg,
Kopenhagen, Leicester, Lon-
don, Marseille, Paris und
Stockholm.

Der über 300 Seiten um-
fassende Abschlussbericht
enthält positive Beispiele für
Anti-Diskriminierungsarbeit
auf lokaler Ebene und kon-
krete Empfehlungen für Be-
hörden zur Verbesserung der
Lebensbedingungen von
Muslimen und anderen Min-
derheiten in Bereichen wie
Bildung, Arbeit, Gesundheit
und Medien.

Diskriminierung: 69 %
der befragten Muslime und
56 % der befragten Nicht-
Muslime gaben an, dass re-
ligiöse Diskriminierung in
den vergangenen fünf Jahren
zugenommen habe. Ziel-
gruppe waren v. a. Menschen
islamischen Glaubens, worin
nahezu alle Befragten über-
einstimmten (98 % der Mus-
lime und 93 % der Nicht-
Muslime).  Insgesamt berich-

tete jeder zweite Muslim, innerhalb der vergangenen
12 Monate schon einmal religiös diskriminiert wor-
den zu sein, aber nur 9 % der Nicht-Muslime. Musli-
mische Frauen gaben an, wegen ihrer Verschleierung
diskriminiert worden zu sein.

Arbeitsmarkt: Jeder fünfte Muslim in der Befra-
gung war arbeitslos. Muslime waren damit fast dreimal
häufiger ohne Arbeit als Nicht-Muslime (7 %).

Zugehörigkeit: Entgegen weit verbreiteter Annah-
men gaben viele der befragten Muslime an, keineswegs
in Wohnvierteln leben zu wollen, wo sie mehrheitlich
unter sich sind, sondern lieber in ethnisch und religiös
gemischten Wohnvierteln. Auch befürchteten sie Nach-
teile für ihre Kinder, wenn sie sie auf eine nicht eth-
nisch gemischte Schule schickten. Genaue Zahlen
liefert die Studie zu diesem Aspekt jedoch nicht.

Hinsichtlich ihres nationalen Zugehörigkeitsgefühls
ist ein Ergebnis der Studie, dass sich die befragten
Muslime stärker zu dem Land, in dem sie leben, zuge-
hörig fühlten, je mehr sie durch Arbeit oder Ausbil-
dung in die Mehrheitsgesellschaft eingebunden sind.
Insgesamt identifizierten sich 61 % der Muslime (73 %
der Nicht-Muslime) stark mit dem jeweiligen Land und
72 % mit ihrem Wohnort (76 % der Nicht-Muslime).
Von ihnen gab jeder Zweite an, dass er sich von der
Mehrheitsgesellschaft nicht als zugehörig betrachtet fühlt.

Diese Kluft zwischen Selbstwahrnehmung und
vermuteter Außenwahrnehmung war in den beiden bri-
tischen Städten der Untersuchung am stärksten ausge-
prägt. Hier gaben zwar 82 % in Leicester und 72 % in
London an, sich als Briten zu fühlen, aber nur 40 %
der befragten Muslime glaubten, dass auch andere sie
als Briten betrachten.

In den beiden deutschen Städten, Berlin und Ham-
burg, war das nationale Zugehörigkeitsgefühl am
schwächsten ausgeprägt. Nur etwa jeder vierte Muslim
in der Bundesrepublik (25 % in Berlin, 22 % in Ham-
burg) gab an, sich als Deutscher zu fühlen. Jeweils
11 % sagten, dass auch andere sie als Deutsche wahr-
nehmen. Anlässlich dieser Zahlen sagte Berlins Inte-
grationsbeauftragter Günter Piening: „Hier spiegelt
sich nicht etwa ein besonderer Integrationsunwillen
der deutschen Muslime oder gar die Ablehnung des
deutschen Verfassungswesens wider, sondern hier zei-
gen sich die Folgen einer viel zu spät begonnenen
und halbherzig geführten Anerkennungspolitik.“

Empfehlungen: Den Städten empfehlen die Autoren
dringend, die ethnische und religiöse Mischung von
Wohnvierteln zu unterstützen. Muslime dürften kei-
nerlei Einschränkung oder Diskriminierung bei der
Wohnungssuche erleben. Auf kommunaler Ebene
sollten die verschiedenen ethnischen und religiösen
Gruppen an Schulen, im Geschäftsleben und am
Arbeitsplatz stärker interagieren. Nach dem Vorbild
von Amsterdam, Antwerpen und Kopenhagen sollten
alle Städte Kampagnen entwickeln, „die eine gemein-
same und integrative Identität der Stadt hervorheben,
um Einheit und Zusammenhalt wirksam zu stärken“,
heißt es in der Studie.

Auf staatlicher Ebene befürworten die Verfasser,
die Einbürgerung für Drittstaatenangehörige zu er-
leichtern und doppelte Staatsbürgerschaften zu dul-
den. Auch das Wahlrecht für Drittstaatenangehörige
solle nicht mehr nur auf kommunaler, sondern auch
auf nationaler Ebene gelten (vgl. MuB 10/09, 7/09,
8/08, 7/08).

Der EU schlagen die Verfasser vor, mehr Informa-
tionen und statistische Daten über Minderheiten zu
sammeln, um somit eine Grundlage für politische Ent-

Niederlande: Unruhen
Vereinzelte gewalttätige Auseinanderset-
zungen zwischen Indonesiern und Marok-
kanern haben in der Kleinstadt Culemborg
Anfang Januar zum Ausbruch heftiger Kra-
walle geführt. In dem Ort bei Utrecht kam
es am Silvesterabend zur Eskalation. Über
100 Jugendliche beider Gruppen waren
an den Unruhen beteiligt. Es entstand
beträchtlicher Sachschaden von mehre-
ren zehntausend Euro, Autos wurden an-
gezündet, Vorgärten verwüstet und Fens-
terscheiben eingeschlagen. Mehrere
Anführer der Gruppen wurden festgenom-
men. Für mindestens zwei von ihnen
ordnete die Staatsanwaltschaft Unter-
suchungshaft an. www.government.nl
Österreich: Internierung von Asyl-
bewerbern
Österreichs Innenministerin Maria Fekter
(ÖVP, rechtskonservativ) will Asylsuchen-
de in einem neuen Aufnahmezentrum
internieren. Das gab sie am 11. Januar be-
kannt. In der entlegenen Ortschaft Eberau
im Südburgenland soll ein neues Erstauf-
nahmezentrum für Asylsuchende gebaut
werden. Das hatte sie ohne Einbeziehung
des Gemeinderats mit dem lokalen ÖVP-
Bürgermeister vereinbart. Landeshaupt-
mann Hans Niessl (SPÖ) ließ den Baube-
scheid daraufhin annullieren und setzte
eine Volksbefragung an.
Die Pläne der Innenministerin sehen vor,
dass für die Asylsuchenden in dem Auf-
nahmezentrum Anwesenheitspflicht
gelte. Dies sei jedoch nicht dasselbe wie
Haft, sagte die Ministerin, denn „innerhalb
des Zentrums dürfen sie sich ja frei bewe-
gen“. Verfassungsrechtler Heinz Mayer
erklärte das Vorhaben für verfassungs-
widrig. Schon 1992 habe der Verfassungs-
gerichtshof ein ähnlich lautendes Gesetz
aufgehoben. www.bmi.gv.at/cms/BMI/
_news/BMI.aspx
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Israel / Ägypten: Bau von
Grenzbefestigungen
An der Grenze zwischen
Ägypten und Israel werden
Grenzsicherungsanlagen er-
richtet. Dadurch soll irregu-
läre Migration eingedämmt,
die Einreise von Terroristen
verhindert sowie der Schmug-
gel von Waffen unterbunden
werden. Der Bau der Siche-
rungsanlagen an der bislang
unbefestigten Grenze wird
sowohl von ägyptischer als
auch von israelischer Seite
vorangetrieben.

Israel: Anfang Januar kün-
digte der israelische Minis-
terpräsident Benjamin Ne-
tanjahu (Likud, konservativ)
den Bau einer Sicherungs-
anlage an Teilen der 266 km
langen Grenze zu Ägypten
an. Zäune, Überwachungsan-
lagen und Bewegungsmelder
sollen die Einreise von irre-
gulären Migranten, Schleu-
sern sowie Extremisten ver-
hindern. Die Maßnahme sei
„eine strategische Entschei-
dung, um den jüdischen und
demokratischen Charakter
Israels zu bewahren“, so Ne-
tanjahu. Er könne „nicht zu-
lassen, dass Tausende von
Arbeitsmigranten illegal
über die südliche Grenze
nach Israel eindringen“. Israel
stehe jedoch für politische
Flüchtlinge aus Konfliktre-

gionen weiterhin offen, sagte Netanjahu weiter.
Der zwischen der israelischen Negev- und der

ägyptischen Sinai-Wüste gelegene Grenzstreifen hat
sich zu einer bedeutenden Route für irreguläre Mi-
granten, v. a. aus dem Sudan und Eritrea, aber auch
für den Drogen- und Menschenhandel entwickelt (vgl.
MuB 2/08). Neben den spanischen Enklaven Ceuta und
Melilla (vgl. MuB 9/05) ist die israelisch-ägyptische
Grenze der einzige Ort, an dem Afrika auf dem Landweg
verlassen werden kann. Nach Angaben der israelischen
Polizei passieren jede Woche etwa 100 bis 200 Perso-
nen illegal die bislang unbefestigte Grenze. Das israe-
lische Innenministerium schätzt die Zahl der in Israel

lebenden Migranten ohne regulären Aufenthaltsstatus
auf etwa 200.000 Personen. Israelische Menschenrechts-
organisationen halten diese Zahl allerdings für über-
höht.

Zunächst sollen der Grenzstreifen in der Nähe der
südisraelischen Stadt Eilat sowie an der Grenze zwi-
schen Ägypten, dem Gazastreifen und Israel befestigt
werden. Von diesen beiden Punkten aus werden dop-
pelte Grenzzäune auf einer Länge von etwa 50 bis 60
km errichtet. Für das verbleibende Mittelstück von
rund 150 km sind Radaranlagen, Kontrolltürme und
der Einsatz von Spezialeinheiten vorgesehen. Die Kos-
ten des Bauprojekts werden von den israelischen Be-
hörden auf etwa 190 Mio. Euro beziffert.

Ägypten: Die ägyptischen Behörden haben bereits
im Dezember 2009 mit dem Bau eines unterirdischen
Grenzwalls zwischen Ägypten und dem Gazastreifen
begonnen. Auf einer Länge von etwa 10 km werden
zwischen dem Sinai und Gaza Stahlträger bis zu 30
Meter tief in den Boden gerammt, um somit die Tun-
nelbauaktivitäten zwischen Ägypten und dem
Gazastreifen zu unterbinden. Seit der Besetzung des
Gazastreifens durch Israel von 1967 bis 2005 sind
Ägypten und Gaza durch ein dichtes Netzwerk von
mehreren hundert Tunneln verbunden. Seit der
Übernahme der Regierung im Gazastreifen durch die
Hamas im Juni 2007 hat Israel die Grenzübergänge
des Gazastreifens zu Ägypten und Israel geschlossen.
Lediglich humanitäre Hilfsgüter dürfen passieren.
Dadurch stieg die Bedeutung der Tunnel als
Versorgungsader für die Bevölkerung in Gaza. Durch
die Tunnel werden dringend notwendige Lebensmittel
für die Bevölkerung transportiert, aber auch Waffen
und Kämpfer für die radikal-islamische Hamas
geschleust.

Der Baubeginn wurde von massiven Protesten der
Palästinenser begleitet. Auch in Ägypten wird der Bau
der unterirdischen Sperren kritisiert. Die ägyptische
Polizei verlegte bereits mehrere Hundertschaften in
die Grenzregion, da die Behörden einen massiven An-
sturm von Palästinensern aus Gaza befürchten. Bereits
Anfang 2008 überwanden hunderttausende Palästinen-
ser die Grenzbarrieren, um sich auf ägyptischer Seite
mit Lebensmitteln zu versorgen (vgl. MuB 2/08). Ein
Sprecher der Hamas forderte die ägyptische Regie-
rung zur Öffnung des Grenzübergangs Rafah auf, um
die Einfuhr von Lebensmitteln und Baumaterialien zum
Wiederaufbau des Gazastreifens zu ermöglichen.

Todesfälle am Grenzstreifen: Seit Mai 2009 hat
die ägyptische Polizei mindestens 17 Menschen beim
Versuch des illegalen Grenzübertritts nach Israel er-
schossen. Der Tod von vier Afrikanern an der israe-

Schweiz: Minarettverbot vor EGMR
Beim Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) in Straßburg haben
die Muslimische Liga Schweiz, die Stiftung
Muslimische Gemeinschaft Genf, die Kul-
turelle Vereinigung der Muslime in Neuen-
burg und die Genfer Vereinigung der Musli-
me Mitte Dezember 2009 gemeinsam
Klage gegen das Minarettverbot in der
Schweiz eingereicht. Zugleich kündigten
die Organisationen eine Informations- und
Aufklärungskampagne über Muslime in der
Schweiz an. Der Präsident des EGMR Jean-
Paul Costa ließ offen, ob sich der Gerichts-
hof mit der Klage befassen wird. Da ein
Volksentscheid in der Schweiz nicht juris-
tisch angefochten werden kann, sei eine
Behandlung des Minarettverbots nur mög-
lich, wenn sich die Kläger in ihrer Reli-
gionsausübung behindert sehen, erklärte
Costa. In einem Volksentscheid am 28.
November 2009 hatten die Schweizer
mehrheitlich für die Anti-Minarett-Initia-
tive der rechtskonservativen SVP gestimmt
(vgl. MuB 10/09).
Italien: Migrantenquoten in
Schulklassen
Italiens Regierung will im nächsten Schul-
jahr für die ersten Klassen der Grund- und
Oberschule Migrantenquoten einführen.
Wie die italienische Bildungsministerin
Mariastella Gelmini (PDL, rechtskonserva-
tiv) Anfang Januar mitteilte, soll in jeder
italienischen Klasse maximal jedes dritte
Kind ausländischer Herkunft sein. Mit einer
solchen Quote will man die Entstehung
von „Ausländerklassen“ verhindern. Be-
reits im September 2009 stimmte das
italienische Parlament einem Gesetzvor-
schlag der rechtsextremen Lega Nord zu,
Integrationsklassen für Ausländer einzu-
führen. Seither müssen ausländische Schü-
ler, die den Aufnahmetest in italienischen
Schulen nicht bestehen, eine solche Inte-
grationsklasse besuchen. Opposition und
Gewerkschaften kritisierten die Maßnah-
me als Diskriminierung und Verstoß gegen
das Gleichheitsprinzip. Nach Angaben des
italienischen Bildungsministeriums besu-
chen derzeit 502.000 ausländische Schü-
ler italienische Schulen, das entspricht
5,6 % aller Schüler.
www.pubblica.istruzione.it/ministro/
comunicati/2010_miur/080110.shtml

Kurzmeldungen – Europa III
scheidungen und für den
Informations- und Erfah-
rungsaustausch unterein-
ander zu schaffen. Außerdem
sollte es mehr Unterstützung
für Einrichtungen zur Be-
kämpfung von Diskriminie-
rung geben.

Fazit: „Viele Europäer
glauben, dass religiöse Iden-
tität ein Hindernis für eine

gelungene Integration darstellt. Dennoch ist die Mehr-
heit der Muslime ihren Ländern und Städten gegen-
über, in denen sie leben, loyal“, sagte die Projektleiterin
Nazia Hussain. Europa müsse sein Versprechen halten
und integrierender und offener werden. Insbesondere
das kürzlich erfolgte Verbot von Minaretten in der
Schweiz (vgl. MuB 10/09) habe gezeigt, dass Islam-
feindlichkeit in Europa ein ernstes Problem sei, mahnte
Hussain. up
Weitere Informationen:
Download der Studie:www.soros.org/initiatives/home
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Literatur & Veranstaltungen
Literatur
GESIS Leibniz Institute for
the Social Sciences (Hg.):
Roma  in Central and Eastern
Europe. 2009, Berlin, ISSN
1868-9469 (Print), 1868-
9477 (Online), Download:
www.gesis.org

Hamburgisches WeltWirt-
schaftsInstitut (Hg.): Länder-
profil Irland. Focus Migra-
tion, 2010, ISSN 1864-6220,
Autorin: Emma Quinn.
Download als PDF/HTML:
www.focus-migration.de/
Irland.6269.0.html. Das Län-
derprofil ist in Deutsch und
Englisch abrufbar. Insgesamt
sind bisher 19 Länderprofile
erschienen.

Silvester Stahl: Selbstorga-
nisation von Migranten im
deutschen Vereinssport. Ein
Forschungsbericht zu For-
men, Ursachen und Wirkun-
gen. 2009, Köln, Schriften-
reihe des Bundesinstituts für
Sportwissenschaft, Bd. 2009/
01, Sportverlag Strauß, ISBN-
10: 3868845100,16,80 Euro,
Online-Bestellung:
www.sportverlag-strauss.de

Veranstaltungen
Filmstart „Welcome“
Welcome erzählt die Ge-
schichte des kurdischen

Flüchtlings Bilal, der illegal versucht, zu seiner Freun-
din nach England zu gelangen.
Der Film wurde ausgezeichnet mit dem LUX Preis des
Europäischen Parlaments 2009, dem Ökumenischen

Preis der 59. Berlinale und dem Friedensfilmpreis 2009
der Stadt Osnabrück.
Veranstalter: Arsenal Filmverleih
Termin: 4.2.2010
Ort: Deutschland, ausgewählte Kinos
Kontakt: E-Mail: s.buehler@arsenalfilm.de, Tel.: +49/
(0)7071-9296-30
Informationen: www.arsenalfilm.de/welcome

Internationale Konferenz
MOBILITY AND INCLUSION – Highly-skilled Labour
Migration in Europe
Veranstalter: Heinrich-Böll-Stiftung
Termin: 18.2.2010, 10 Uhr, bis 19.2.2010, 16.30 Uhr
Ort: H.-Böll-Stiftung, Schumannstraße 8, 10117 Berlin
Kontakt: E-Mail: governance@boell.de, Tel.: +49/
(0)30-28534240
Weitere Informationen: www.boell.de

Tagung
Im Niemandsland des Ausländerrechtes – Bleibe-
rechtsregelungen in der deutschen Rechtspraxis
Veranstalter: Evangelische Akademie Loccum
Termin: 26.2.2010, 14 Uhr, bis 27.2.2010, 17.15 Uhr
Ort: Ev. Akademie Loccum, 31545 Rehburg-Loccum
Kontakt: E-Mail: Lidwina.Meyer@evlka.de, Tel.: +49/
(0)5766-81103
Weitere Informationen: www.loccum.de

Bewerbungsaufruf
Humanity in Action-Sommerprogramme in Berlin,
Warschau und New York
Orte/Termine: Berlin: „Human Rights Dilemmas as
Simulation Game“ (3.6.-4.7.2010); Warschau: „Poland:
From Resistance to Taking up an Active Stance“ (3.6.-
4.7.2010); New York City: „Diversity and Democracy“
(7.7.-9.8.2010)
Veranstalter: Humanity in Action Deutschland e. V.,
Kollwitzstraße 94-96, 10435 Berlin
Kontakt: E-Mail: germany@humanityinaction.org, Tel.:
+49/(0)30-44308271
Bewerbungsschluss: 21.2.2010
Informationen: www.humanityinaction.org/apply

USA: Todesfälle in Abschiebegefängnissen
US-Behörden sollen über Jahre planmäßig
versucht haben, missliebige Fakten über
die Todesumstände illegaler Einwanderer
in Abschiebehaft vor Angehörigen und Me-
dien zu verbergen. So soll der Guineer Bou-
bacar Bah im Februar 2007 im Elizabeth
Detention Center in New Jersey aufgrund
mangelnder ärztlicher Versorgung gestor-
ben sein. Von seinem Fall und anderen be-
richtete die New York Times Mitte Januar.
Seit Oktober 2003 wurden im Rahmen des
Informationsfreiheitsgesetzes (Freedom of
Information Act) demnach 107 Todesfälle
in US-Abschiebelagern gezählt. Präsident
Barack Obama (Demokraten) kündigte an,
die verantwortliche Behörde, die Immigra-
tions- und Zollvollzugsbehörde ICE, über-
prüfen zu lassen.
Thailand: Massenabschiebung
Entgegen internationaler Schutzvereinba-
rungen hat Thailand Ende Dezember 2009
begonnen, rund 4.000 laotische Flücht-
linge in ihr Heimatland zurückzuführen.
Die betroffenen Personen sind Mitglieder
der Hmong-Minderheit, einem Bergvolk,
das von der kommunistischen Regierung
in Laos verfolgt wird. Medienaussagen
zufolge sicherte Laos den Hmong jedoch
eine gute Behandlung und Straffreiheit zu.
UN-Flüchtlingshochkommissar António
Guterres forderte die thailändische Regie-
rung auf, die Rückführung der Hmong-
Flüchtlinge nicht wie geplant fortzusetzen
und das Ausweisungs- und Zurückwei-
sungsverbot der Genfer Flüchtlingskon-
vention zu achten. Von den laotischen
Behörden verlangt das UNHCR einen Zu-
gang zu den bereits zurückgeführten
Flüchtlingen. Auch die EU und die USA so-
wie Menschenrechtsorganisationen wie
Human Rights Watch kritisierten die Rück-
führung der Flüchtlinge.
www.unhcr.ch, www.hrw.org

Kurzmeldungen – Welt

lisch-ägyptischen Grenze hat Mitte Januar zu Protesten
von Amnesty International und Human Rights Watch
geführt. Der Gouverneur der ägyptischen Provinz
Nordsinai Ahmed Mwafi verteidigte das Vorgehen der

Polizei. Human Rights Watch
forderte die israelische Re-
gierung auf, die Praxis der

Rückschiebung irregulärer Migranten umgehend zu
beenden. sta
Weitere Informationen:
www.amnesty.org/en/library/info/MDE15/002/2010/
en, www.hrw.org/en/reports/2008/11/12/sinai-perils,
www.migrationinformation.org/resources/israel.cfm,
www.focus-migration.de


